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Von Frisur bis Unterwäsche – was  
dürfen Praxisinhaber vorgeben?

Arbeitsrecht und Personalführung: Weisungsrecht des Arbeitgebers

In Zahnarztpraxen spielt ein einheitlicher, 
gepflegter Gesamtauftritt eine wichtige Rol-
le. Schon die strengen Hygienevorgaben, die 
in Praxen gelten, verlangen einen makello-
sen Außenauftritt. Mittlerweile ist es üblich, 
dass in Praxen einheitliche Praxiskleidung 
getragen wird. Doch Geschmäcker sind be-
kanntlich verschieden. Mitarbeiter können 
selbst beim Tragen von einheitlicher Praxis-
kleidung ganz eigene Vorstellungen davon 
haben, wie sie sich „stylen“ wollen. Das was 
für Mitarbeiter Ausdruck ihrer Individua-
lität ist, kann allerdings dem Interesse der 
Zahnarztpraxis an einer bestimmten Au-
ßendarstellung und -wirkung widerspre-
chen. Welche Vorgaben dürfen Praxisin-
haber machen?

Weisungsrecht des Arbeitgebers

Grundsätzlich haben Arbeitgeber gegen-
über ihren Mitarbeitern ein Weisungs recht. 
Dies erfasst auch Weisungen zur Arbeits-

kleidung und dem Erscheinungsbild. Aller-
dings ist das Weisungsrecht nicht unbe-
schränkt. Es hat nach billigem Ermessen zu 
erfolgen, das bedeutet, Arbeitgeber müssen 
stets ihre eigenen Interessen und die Belan-
ge des Arbeitnehmers abwägen. Bei Fragen 
der Kleidung und des Erscheinungsbilds 
steht dem Weisungsrecht des Arbeitgebers 
das allgemeine Persönlichkeitsrecht der 
Mitarbeiter gegenüber, sodass stets der kon-
krete Einzelfall abzuwägen ist. Ist allerdings 
eine Weisung zulässig und befolgt ein Mit-
arbeiter diese nicht, kann er abgemahnt wer-
den und bei wiederholter Nichtbeachtung 
sogar eine Kündigung gerechtfertigt sein.

Weisungen mit Schutzfunktion

Weisungen, die dem Schutz des Arbeitneh-
mers oder Dritten dienen, sind ohne Zwei-
fel zulässig. Praxisinhaber sind schon von 
Gesetzes wegen verpflichtet, Schutzkleidung 
wie etwa Schutzhandschuhe, Mund-Nasen-
Schutz, Kittel oder Kopfbedeckungen für Be-
handlungstätigkeiten am Patienten zur Ver-
fügung zu stellen. Darüber hinaus sind sie 
verpflichtet, Mitarbeiter, die am Behand-
lungsstuhl tätig sind, aufgrund von Hygie-
nevorschriften anzuweisen, keinen langen 
oder künstlichen Fingernägel zu tragen. 
Auch das Tragen von Nagellack ist unzuläs-
sig. Allerdings kommt es auch immer auf die 

Tätigkeit der jeweiligen Mitarbeiter an. Wäh-
rend das Verbot von Nagellack bei Tätigkei-
ten am Behandlungsstuhl einleuchtet, lässt 
sich die Situation bei Mitarbeitern mit rei-
nen Büro- und Verwaltungstätig keiten 
durchaus anders beurteilen.

Weisungen zur einheitlichen  
Arbeitskleidung

Das Anweisen zum Tragen einheitlicher  
Arbeitskleidung ist regelmäßig unproble-
matisch und kann sogar schon im Arbeits-
vertrag festgelegt werden. Von der Recht-
sprechung ist anerkannt, dass bei Mitarbei-
tern mit Kunden- oder Patientenkontakt  
die Festlegung einer Arbeitskleidung vom 
Weisungsrecht umfasst ist, auch wenn es  
in das allgemeine Persönlichkeitsrecht der 
Mitarbeiter eingreift. So hat das Bundesar-
beitsgericht es als ausreichend angesehen, 
dass das Tragen von einheitlicher Arbeits-
kleidung damit begründet wird, dass es das 
äußere Erscheinungsbild des Unterneh-
mens verbessert. Allerdings darf die Arbeits-
kleidung nicht ungeeignet sein oder die 
Würde der Arbeitnehmer in irgendeiner 
Weise beeinträchtigen. Arbeitgeber dürfen 
darüber hinaus sogar in gewissem Umfang 
festlegen, was unter der Arbeitskleidung zu 
tragen ist. Das LAG Köln bestätigte sowohl 
die Pflicht zum Tragen von Unterwäsche als 
auch die Beschränkung auf weiße oder haut-
farbene Unterwäsche sowie das Verbot von 
Mustern im Hinblick auf ein ordentliches 
Erscheinungsbild und auf die Langlebig keit 
der im Eigentum des Arbeitgebers stehen-
den Dienstkleidung. Die Vorschrift, ledig -
lich weiße oder hautfarbene Unterwäsche 
zu tragen, dürfte allerdings dann wieder  
zu weit gehen, wenn diese, etwa bei einem 
blickdichten schwarzen Poloshirt, gar nicht 
durchscheinen würde. Es ist also auch hier 
alles eine Frage des Einzelfalls.

Weisungen zur Frisur, Haarfarbe, 
Tattoo & Co.

Wenn es um die Frisur, die Haarfarbe, Tat-
toos, Toupets oder den Bart geht, überwiegt 
in aller Regel das allgemeine Persönlich-
keitsrecht der Mitarbeiter. Praxisinhaber 
können zwar schon aus Gründen der Sicher-
heit, Hygiene und Imagepflege verlangen, 
dass die Haare gewaschen und der Bart ge-
pflegt sind. Die Pflicht zu einer natürli chen 
Haarfarbe, das Verbot von Toupets oder die 
Vorgabe, keinen Bart zu tragen, dürften 

demgegenüber in aller Regel unverhält-
nismäßig sein. Auffällige Piercings und 
sichtbare Tattoos wiederum können Pra-
xisinhaber im Einzelfall untersagen oder 
verlangen, dass diese während der Arbeits-
zeit her ausgenommen oder verdeckt wer-
den. Verdeckte Tattoos und Piercings sind 
hingegen Sache des Arbeitnehmers.

Ist in einer Praxis keine einheitlich gestell-
te Arbeitskleidung festgelegt, kann nur in 
gewissem Umfang die Kleidung vorgeschrie-
ben werden. Verschmutzte oder zerrissene 
Kleidung, bauchfreie und zu tief ausge-
schnittene Oberteile oder zu kurze Röcke 
darf der Arbeitgeber untersagen. Auch kann 
er verlangen, dass eher gedeckte statt knall-
bunte Kleidung zu tragen ist, sofern Mit-
arbeiter Patientenkontakt haben.

Praxistipp

Praxisinhaber können aus Sicherheits- und 
Hygienegründen sowie zur Wahrung von 
Unternehmensinteressen Weisungen zur 
Kleidung und zum äußeren Erscheinungs-
bild erteilen. Die Zulässigkeit bestimmter 
Weisungen hängt allerdings auch stets von 
der konkreten Tätigkeit ab. Bei Tätigkei ten 
mit Patientenkontakt und am Behandlungs-
stuhl wird Praxisinhabern ein umfangrei-
cheres Weisungsrecht eingeräumt, als bei 
Büro- und Verwaltungstätigkeiten, erst 
recht bei Tätigkeiten ohne Patientenkon-
takt. Es sollte daher immer genau abgewo-
gen werden, welche Vorgaben im Einzelnen 
wirklich erforderlich sind und bei welchen 
man seinen Mitarbeitern das Recht auf In-
dividualität einräumen sollte. Umgekehrt 
sind auch Mitarbeiter aus Gründen der 
Rücksichtnahme und Loyalität gehalten,  
zulässige Anweisungen zu respektieren und 
zu befolgen. 
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